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bilanz stark  genug ist, einer Ver­
stärkung des jahreszeitlidi beding­
ten Drucks auf das Pfund durch 
politische Momente Stand zu hal­
ten. Die jüngste Schwäche des 
Sterlingkurses mag sich schon bald 
lediglich als Vorwegnahme der 
normalen jahreszeitlichen Bewe­
gung erweisen.

Aber auch wenn die wirtschaft­
lichen Nachteile einer Vertiefung 
und V erlängerung der Suez-Krise 
schwerer ins Gewicht fielen, so
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bliebe es doch die feste Meinung 
der britischen Finanz- und Ge­
schäftswelt, daß sie im Interesse 
der Behauptung von Englands vi­
talen  politischen Interessen im 
N ahen Osten und einer dauernden 
Bereinigung der Nahost-Lage in 
Kauf zu nehmen sind. (A.)

Wirtsdiaftshilfe als Konfliktstoff?
M ag sein, daß die Drohungen des Atomkrieges dazu beitragen wer­

den, eine friedliche Bereinigung des Suez-Problems zu empfehlen. 
Man kann sich aber des unguten Gefühls nicht erwehren, daß wir alle 
auf einem V ulkan tanzen. Ob der Präsident der USA Sondervollmachten 
erhalten w ird oder nicht, ob der Kreml zu einer Lokalisierung des Kon­
flikts neigt, spielt dabei eine untergeordnete Rolle. W enn ein solcher 
Konflikt einmal kriegerische Formen angenommen hat, ist wohl nur 
schwer an eine Lokalisierung zu glauben. In dieser Hinsicht ist der 
Korea-Konflikt mit dem Suez-Konflikt nicht vergleichbar. Und es wäre 
töricht, sich auf dieses Exempel zu verlassen.

W enn auch die strategische Bedeutung des Kanals heute nicht mehr 
die gleiche Rolle spielt wie in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts, 
so liegt er doch in einer weltpolitisch sehr kritischen Zone. Der Kampf 
um ihn w ird sich sicher nicht auf die Verteidigung der verkehrswirt- 
schaftlichen Interessen beschränken, sondern er w ird sich zu einer 
Prestigefrage ausweiten, die unabsehbar ist, da sowohl die arabische 
Staatengemeinschaft wie der m it ihr ideologisch verbundene südost­
asiatische Komplex sich in ihren imperialistischen Ressentiments schwer 
getroffen fühlen. Prestigefragen sind immer gefährlich, wenn sie an die 
Empfindlichkeit junger N ationalstaaten herangreifen.

Es dürfte nicht ganz ohne Ironie sein, daß das auslösende Moment 
für das Vorgehen Nassers gerade die Ablehnung einer wirtschaftlichen 
H ilfeleistung darstellt, die für die Entwicklung Ägyptens als lebens­
notwendig angesehen w erden muß, w ährend die beiden großen Macht- 
blöcke sich bisher in Hilfsangeboten für die unterentw ickelten Gebiete 
doch geradezu überboten haben. Unter diesem Aspekt dürften die Vor­
fälle eine außerordentliche Stärkung der Haltung Nehrus bedeuten, 
was von den west-östlichen Gegenspielern sicher nicht gerade beab­
sichtigt war. Die Behauptung von der Uneigennützig|keit angebotener 
Hilfe ist jedenfalls dadurch nicht gerade unter Beweis gestellt worden. 
Sollte man nicht diesen Anlaß benutzen, um die ganze uneigennützige 
Hilfspolitik zur wirtschaftlichen Erschließung der W elt zu revidieren, 
um zu vermeiden, daß solche Hilfe die Menschheit nicht w ieder in neue 
Konflikte verwickelt und sie in Angst und Schrecken jagt? (sk)

Zur D ebatte steht: W ährungsstabilität und Unabhängigkeit der Notenbank

J )a s  heißt, wir hoffen, daß diese 
Fragen nun nicht m ehr zur De­
batte  stehen, nachdem der Präsi­
dent der BdL, Dr. W ilhelm Vocke, 
am 11. August anläßlich des hun­
dertjährigen Jubiläum s der V er­
einsbank in Hamburg in seiner 
knappen, klugen A rt so eindeutig 
dazu Stellung bezogen hat:

„Die Währung ist stabil, sie wird 
stabil erhalten werden, aufgewertet 
wird sie bestimmt nidit“ . . . .  „Dazu 
gehört als wesentliche Bedingung die 
Unabhängigkeit der Notenbank, so wie 
sie heute durch ein vom Bund selbst 
erlassenes Gesetz besteht. Daran darf 
nicht gerüttelt werden, und sie darf 
weder abgebröckelt nocherweicht, noch 
unterhöhlt werden“.
Es darf nicht wunder nehmen, 

wenn wir uns im Zusammenhang 
mit dieser Erklärung, die gleich­
zeitig eine Rechtfertigung der von 
der BdL ergriffenen Maßnahmen 
zur Stabilisierung der W ährung 
darstellte, an die Jahresversam m ­
lung des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie im Frühjahr 
erinnern, auf der diese M aßnah­
men zur Kritik gestellt worden 
waren. Es scheint sich in letzter

Zeit einzubürgern, daß Traditions­
veranstaltungen privater Institu­
tionen und O rganisationen von 
verantwortlichen Persönlichkeiten 
aus W irtschaft und Politik gern 
dazu benutzt werden, um defini­
tive Erklärungen über die von 
ihnen verfolgte politische oder 
wirtschaftspolitische Linie abzu­
geben, wie sie sie in einer solchen 
Eindeutigkeit und Prägnanz vor 
einem offiziellen Gremium schon 
aus taktischen Gründen schwerlich 
abgeben könnten. Dieser Brauch 
mag verschieden beurteilt werden. 
Einmal dient er zweifellos dazu, 
die betreffende Veranstaltung 
über den Rahmen ihres traditions­
gebundenen Ablaufs hinauszu­
heben und sie zu einem M arkstein 
in der Einförmigkeit unseres ge­
sellschaftlichen Lebens zu machen, 
was sicher ebenso von den V er­
anstaltern wie auch von den Teil­
nehm ern begrüßt wird. A nderer­
seits liegt in einer solchen von 
einer Persönlichkeit des öffent­
lichen Lebens vor einem sachkun­
digen H örerkreis abgegebenen Er­
klärung eine Verpflichtung, die 
eingehalten werden muß.

Die Möglichkeiten konjunktur- 
politischer Maßnahmen sind viel­
fältig. Die Relativität des konjunk­
turpolitischen Vorgehens, die die 
verschiedenen Ansatzpunkte und 
möglichen Stoßrichtungen in sich 
schließt, wird am besten durch ei­
nen festen und unerschütterlichen 
Punkt begrenzt: die Stabilität der 
W ährung. W enn man meßbare 
Ergebnisse haben will, kann man 
auch in der M athem atik nicht nur 
mit Unbekannten rechnen. Die 
Stabilität der W ährung, wie sie 
von der BdL gefordert wird, be­
zieht sich naturgem äß in  erster 
Linie auf die internationale Rela­
tion zu anderen W ährungen. Es 
ist Aufgabe der variablen innen­
politischen Konjunkturmaßnahmen, 
dieser in ternationalen Stabilität 
der W ährung die innerwirtschaft­
lichen K aufkraftverhältnisse anzu­
passen. Es ist allgem ein bekannt, 
daß es leichter ist, innerwirtschaft­
liche und innersoziale Diskrepan­
zen durch Auf- oder Abwertung 
der W ährung auszugleichen, als 
zweckentsprechende konjunktur­
politische M aßnahmen auf dem 
Gebiet der Binnenwirtschaft zu
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treffen, die der massiven Kritik 
aller Interessenten ausgesetzt sind. 
Aber alle auf dem Gebiet der in­
ternationalen W ährungsrelation 
getroffenen Veränderungen haben 
nur vorübergehenden Erfolg, näm ­
lich solange, bis die Abwehrmaß­
nahmen der H andelspartner zum 
Tragen kommen, die unserem  Ein­
fluß entzogen sind.

Andererseits muß man allerdings 
der wirtsdiafts- und konjunktur- 
wissensdiaftlichen Forschung, die 
das Mißfallen des' Präsidenten aus­
gelöst hat, zugestehen, daß sie im 
Katalog ihrer Ratschläge die A lter­
nativen aufzeigt. Die A lternative 
einer Verschiebung des internatio­
nalen W ährungswertes sollte aller­
dings von den Politikern eher als 
eine Warnung denn als ein Vade- 
mecum angesehen werden; denn 
die Beurteilung des psychologi­
schen Effekts ist allerdings Ange­
legenheit des Konjunktur- und 
Wirtschaftspolitikers.

Der verantwortungsbewußte W irt- 
sdiaftspolitiker wird die eindeu­
tige Erklärung des Präsidenten 
der BdL aufriditig begrüßen, und 
sie wird auch im Ausland ihre 
psydiologisciie W irkung nicJit ver­
fehlen. W enn auch die Aufwer­
tung der deutschen W ährung ein 
wirkungsvolles M ittel darstellen 
könnte, um die vorübergehend all­
zu starken Verflüssigungstenden­
zen auf dem inneren Geldmarkt zu 
unterbinden, so muß man zugeben, 
daß es sich dabei um ein recht 
unangemessenes M ittel gehandelt 
hätte, weil die Auswirkungen auf 
strukturelle Verschiebungen in un­
serem W irtschaftsgefüge nicht ab­
zusehen gewesen wären.

Wie die innenpolitischen Dis­
kussionen in den letzten M onaten 
gezeigt haben, steht aber die Frage 
um zweckentsprechende und auch 
unpopuläre Maßnahmen zur Auf- 
rediterhaltung der W ährungssta­
bilität in unmittelbarem Zusam­
menhang mit der Frage um die 
Unabhängigkeit der Notenbank. 
Die klare Forderung des Präsiden­
ten der BdL sollte allen Politikern 
als Warnung dienen, die mit dem 
Gedanken spielen, sich die Zen­
tralbank als ein bequemes Instru­
ment zur Erreichung ihrer wirt- 
schafts- und sozialpolitischen 
Wüüsche gefügig zu machen. Es 
kann nur der Stabilität der ganzen 
Wirtschaft dienen, wenn im Ge- 
woge der parlamentarischen Mei­
nungen eine wesentliche W irt­
schaftsgröße, wie sie die W ährung 
darstellt, der Kompromißbereit­
schaft entzogen bleibt. (h)

Mitteilung
Uber die EinlSsung der Prämien-Schatzanwelsungen der 

Bundesrepublik Deutschland von 1951 (Baby-Bonds)

Die Prämien-Schatzanweisungen der Bundesrepu­
blik Deutschland von 1951 über Je DM 10.— werden 
in der Zeit vom 1. September 1956 bis zum 31. 
August 1961 dem Inhaber zum Nennwert eingelöst.

Die Einlösung erfolgt durch die Bundesschulden­
verwaltung — Bundesschuldenkasse — in Bad 
Homburg v. d. H., durch alle Landeszentralbanken 
und ihre Zweiganstalten sowie durch die Berliner 
Zentralbank in Berlin spesenfrei gegen Einreichimg 
der Prämien-Schatzanweisungen. In der Zeit vom 
1. September bis zum 31. Dezember 1956 kann die 
Einlösung auch durch alle Kreditinstitute im  
Bundesgebiet und in W est-Berlin spesenfrei vor­
genommen werden.
Es liegt im Interesse der Inhaber der Prämien- 
Sdiatzanweisungen, von den ab 1. September 1956 
bestehenden Einlösungsmöglichkeiten alsbald Ge­
brauch zu machen.
Der Ansprudi auf Zahlung des Einlösungsbetrages 
erlischt mit Ablauf des 31. August 1961.

Bad Homburg v. d.H., den 17. August 1956

Bundesschuldenverwaltung

Das Projekt der Elbstaustufe Geesthadit

D urch  zwei fast gleichzeitig, aber 
dennoch unabhängig voneinander 
erhobene Einwände gegen die Er­
richtung bzw. Planung einer Elb­
staustufe bei Geesthacht ist dieses 
bereits vor über einem halben 
Jahr begonnene größte norddeut­
sche Bauvorhaben in allerjüngster 
Zeit w ieder in das Blickfeld des 
allgem einen Interesses gerückt. 
Einmal haben ostzonale Stellen in 
dem SED-Organ „Neues Deutsch­
land" gegen die angeblich einsei­
tigen Pläne der Bundesrepublik 
zur Verbesserung der w asserw irt­
schaftlichen Verhältnisse der Elbe 
Stellung genommen, die die In­
teressen der DDR gröblichst miß­
achten sollen. Dieselben Stellen 
haben gleichzeitig angedroht, eine 
nur ihren eigenen Interessen und 
denen der übrigen Volksdemokra­
tien genehme Elbregulierung in 
die W ege zu leiten, die sicherlich 
dem U nterelbeverkehr und dem 
Hafen Hamburg zum Nachteil ge­
reichen dürfte. — Fast zum selben 
Zeitpunkt, aber ohne inneren Zu­

sammenhang mit dem nur poli­
tisch zu w ertenden Protest der DDR 
hat der Binnenschiffahrtsveiband 
Elbe e. V. in Hamburg Bedenken 
gegen Einzelheiten der Baupla­
nung angemeldet. Diese beziehen 
sich aber nur auf den zunächst 
zurückgestellten Ausbau des für 
dringend erforderlich gehaltenen 
zweiten Schleusenbeckens. Der 
Verband glaubt, diese Bedenken 
mit den zu erw artenden V erkehrs­
schwierigkeiten im Falle des Aus­
falls des bisher nur geplanten ein­
zigen Schleusenbeckens begründen 
zu können.

In diesem Zusammenhang ist es 
interessant, sich noch einmal die 
Vorgeschichte, die Ziele und bau­
lichen Einzelheiten dieses großen 
wasserwirtschaftlichen Projekts 
vor Augen zu führen. Seitdem in 
den letzten Jahrzehnten des ver­
gangenen Jahrhunderts der w irt­
schaftliche Aufschwung des Deut­
schen Reiches immer größere An­
forderungen an den Seehafen Ham­
burg gestellt hat, sind von der
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Hansestadt Hamburg zunädist um- 
fangreidie Ausbauarbeiten an der 
Unterelbe durdigeführt worden. 
Die sdinelle Entwidilung der See- 
sdiiffahrt m adite näm lidi vor allem 
die Gewährleistung eines sidieren 
Zugangs für Seesdiiffe nad i Ham­
burg und Harburg nötig. Das Ziel 
der w asserbaulidien A rbeiten jener 
Jah re wurde in den Zusatzverträ­
gen zum Staatsvertrag betreffend 
den Übergang der W asserstraßen 
von den Ländern auf das Reidi 
im Jahre  1921 mit der Sidierstel- 
lung eines m ittleren Niedrigwas­
sers oberhalb Cuxhavens von 10 m 
und unterhalb Cuxhavens von U m  
festgelegt. Dieses Ziel ist heute 

' praktisd i überall erreidit.
Diese w asserbaulidien Arbeiten 

im Unterlauf der Elbe konnten 
natürlid i nidit ohne Auswirkungen 
auf den Oberlauf des Stromes blei­
ben. D ie Tidewelle wurde ver­
stärkt und ihr Eindringungsbereidi 
weit stromauf verlegt. Die Folge 
war ein erheblidies Absinken der 
W asserstände in jenen Gebieten, 
die ihrerseits Baumaßnahmen auf 
der oberhalb Hamburgs gelegenen 
Strom stredie erforderlidi maditen. 
Das Ziel dieser A rbeiten w ar es, 
dem Regelsdiiff der Elbe mit 700 t 
Tragfähigkeit bei einer 75Voigen 
Ausnutzung des Laderaums — d. h. 
also etwa 500 t — die M öglidikeit 
zu sdiaffen, das ganze Jahr auf 
der Elbe verkehren zu können. 
Infolge mangelnder Geldmittel sind 
diese A rbeiten aber nur sehr 
sdileppend durdigeführt worden. 
Alle diese Bauarbeiten nun haben 
die Erosion im Mittel- und Ober­
lauf der Elbe ständig begünstigt. 
Die Folgen w aren erheblidie W as­
serstandsänderungen mit mannig- 
fadien Auswirkungen. Diese w a­
ren auf der Stromstredce bis 
G eesthadit n id it so sdiwerwiegend, 
weil auf dieser Stredce das Tide- 
hodiw asser im großen und ganzen 
dieselbe Höhenlage gehalten hat 
und das Grundwasser deshalb 
n id it m erklidi abgesunken ist. 
Oberhalb G eesthadit sank aber 
das Grundwasser erheblidi ab, so 
daß in  sehr trockenen Jahreszeiten 
Erntesdiäden die Folge waren.

Audi die Binnensdiiffahrt hatte 
mit diesen w asserw irtsdiaftlidien 
Problemen zu kämpfen, da nur bis 
Geesthadit eine Tauditiefe von 
2 m praktisdi dauernd vorhanden 
ist, oberhalb dieses Punktes aber 
die W asserstände sidi erheblidi 
verringern. Vor allem wird audi 
der Eingang zum Elb-Trave-Kanal 
mit seiner Sdileuse in Lauenburg 
durdi diese Tatsadie sehr behin­

dert, so daß der V erkehr teilweise 
ganz zum Erliegen gekommen ist. 
Diese Probleme im m ittleren und 
oberen Stromgebiet, die sidi durdi 
einen weiteren Ausbau des Unter­
laufes nur nodi verstärken dürf­
ten, m aditen jetzt endlidi audi 
Ausbauarbeiten zur Verhinderung 
der Auswasdiung bzw. Austrodc- 
nung dringend notwendig.

In der W asser- und Sdiiffahrts- 
Direktion Hamburg, die für diesen 
Strombezirk zuständig ist, sah man 
zur Behebung dieser Sdiwierig- 
keiten nur die M öglidikeit des 
Baus einer Staustufe oberhalb 
Hamburgs. M annigfaltige Anfor­
derungen im Hinblidc auf die Bin­
nensdiiffahrt, die Landeskultur 
und die Energiegewinnung mußten 
an diese Staustufe gestellt werden. 
Bei optim aler Kombination aller 
Momente zeigte sidi, daß der gün­
stigste Platz für die Erriditung 
dieser Staustufe bei Geesthadit 
lag. H ier ergeben sidi für die 
Sdiiffahrt folgende Vorteile: Die 
W asserstände im Hamburger H a­
fen erfahren keine Veränderung; 
bis zur Staustufe ist eine Voll- 
sdiiffigkeit des Stromes gew ähr­
leistet; ebenso ist die Vollsdiif- 
figkeit der angestauten Strom- 
stredie bis Lauenburg einsdiließ- 
lid i des Elb-Trave-Kanals und bis 
zum Hafen Alt-Garge für das 
lOOOt-Sdiiff gesidiert; endlidi wi- 
derspridit die W ahl von Geest­
hadit n id it einer etwaigen späte­
ren Kanalisierung der Elbe w eiter 
stromaufwärts bzw. einem even­
tuellen Ansdiluß des projektier­
ten Nord-Süd-Kanals an den Elb- 
Trave-Kanal. Eine Einsdiränkung 
der Erosion auf das absolut unab- 
änderlidie Maß, eine Erhaltung 
der Vorflut in den Zuflüssen, das 
Verhindern w eiteren Absinkens 
des Grundwasserspiegels un ter­
halb und eine W iederanhebung 
des Grundwasserspiegels oberhalb 
der Staustufe können als landes­
kulturelle Ergebnisse des Projek­
tes bezeidinet werden. Endlidi ist 
audi die Energiegewinnung bei der 
Nähe Hamburgs mit dessen stän­
dig steigenden Energieanforderun­
gen von besonderer W iditigkeit.

Es handelt sidi also um ein Dop­
pelprojekt, näm lidi einmal um 
verbesserte V erkehrsm öglidikeiten 
für die Binnensdiiffahrt und zum, 
zweiten um die Gewinnung elek- 
trisd ier Energie. Am 6. 12. 55 
wurde in A nwesenheit des Bundes­
verkehrsm inisters Dr. Seebohm mit 
den A rbeiten begonnen. Es ist dies 
das größte W asserbauprojekt 
Norddeutsdilands, das mit einem

Kostenaufwand von rd. 155 Mill. 
DM in den nädisten fünf Jahren 
durdigeführt w erden soll. Der An­
teil der öffentlidien Hand beträgt 
etwa 90 Mill. DM, die restlidien 
65 Mill. DM kommen von privaten 
Geldgebern. Davon entfallen etwa 
35 Mill. DM auf ein Laufwasser­
kraftw erk am W ehr der Staustufe. 
Ein Pum pspeidierwerk in der Nähe 
von Geesthadit, das von den Ham­
burgisdien Electricitätsi-Werken 
allein finanziert wird, soll unter 
Ausnutzung billigen Naditstroms 
Elbwasser in ein großes Speidier- 
bedcen pumpen.

Voraussetzung für den Betrieb 
des Pum pspeidierwerks ist aber die 
Erriditung der Staustufe, die erst 
die Entnahme der benötigten gro­
ßen W asserm engen aus der Elbe 
ohne Beeinträditigung der Sdiiff- 
fahrt ermöglidit. Dieses Kraftwerk 
soll mit einer Leistung von 
105 000 kW  bereits in zwei bis 
drei Jahren  seine A rbeit aufneh­
men. Später ist ein Ausbau seiner 
Leistung auf 210 000 kW  vorge­
sehen, der Hamburgs Stromver­
sorgung für die nädisten Jahrzehnte 
sidiern könnte. — Die Staustufe 
selbst erhält in einem 5 m hohen 
W ehr v ier Öffnungen von je  50 m 
W eite. Für den ersten Bauabsdmitt 
der Staustufe sind rd. drei Jahre 
veransdilagt. Die Sdiiffahrt muß 
das W ehr durdi einen fast 5 km 
langen Kanal umgehen. Zwei 
Sdileusenkammern, von denen 
aber zunädist nur der Ausbau der 
einen geplant ist, können selbst 
1000 t-Kähne aufnehmen, ü b er das 
W ehr, das Kraftwerk und die 
Sdileusen sollen endlidi audi Stra- 
ßenbrüdcen mit einer Tragfähig­
keit von 3 0 1 gebaut werden.

Absdiließend muß festgestellt 
werden, daß alle Einzelbaupläne 
dieser ersten Elbstaustufe so ge­
halten sind, daß sie sidi in  eine 
zukünftige Kanalisierung des ge­
samten Elbe-Oberlaufs, der eine 
Vollsdiiffigkeit für 1000 t-Sdiiffe 
bis in die Tsdiedioslowakei ermög- 
lidien würde, durdiaus einfügen 
könnten. A udi sind die ostzonalen 
Proteste gegen die Erriditung der 
Elbstaustufe w asserw irtsdiaftlidi 
als unbegründet zu bezeidinen, da 
im Gegenteil gerade die Stauung 
bei Geesthadit audi die Vorflut 
der im W irkungsbereidi der Stau­
stufe liegenden, ostzonalen Elbzu­
flüsse Boize und Sude gewährlei­
stet. Es bleibt daher zu hoffen, 
daß die politisdien W iderstände, 
die einer Kanalisierung heute ent­
gegenstehen, bald überwunden 
sein werden. (F. H.)
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